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Antrag 

der Fraktionen der SPD und FDP 


Arbeitserlaubnis für Ehegatten und Kinder ausiändischer Arbeitnehmer 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, auch nach dem 30. No- 
vember 1974 in das Bundesgebiet eingereisten Ehegatten aus- 
ländischer Arbeitnehmer sowie minderjährigen Kindern auslän- 
discher Arbeitnehmer, die ihren Eltern nach dem 31. Dezember 
1976 in das Bundesgebiet nachgefolgt sind, Zugang zum Arbeits- 
markt zu eröffnen, 


Bonn, den 7. Februar 1979 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 


Begründung 

Nach geltendem Recht erhalten Ausländer aus Nicht-EG-Staa- 
ten, die als Erwachsene nach dem 30. November 1974 und als 
Minderjährige nach dem 31. Dezember 1976 im Wege des Fami- 
liennachzugs in die Bundesrepublik Deutschland eingereist sind, 
grundsätzlich keine Arbeitserlaubnis nach § 1 der Arbeits- 
erlaubnisverordnung. Diese von der Bundesregierung im Ein- 
vernehmen mit den Regierungen der Länder unter arbeitsmarkt- 
politischen Gesichtspunkten getroffenen Stichtagsregelungen 
sind gesellschaftspolitisch auf Dauer nicht vertretbar, weil sie 
legal eingereisten Familienangehörigen ausländischer Arbeit- 
nehmer den Weg in das Berufsleben versperren. Berechtigten 
beschäftigungspolitischen Anliegen sollte bei der Erleichterung 
des Arbeitserlaubnisrechts für nachgereiste Familienangehörige 
ausländischer Arbeitnehmer dadurch entsprochen werden, daß 
die Möglichkeit des Arbeitsmarktzugangs von einer Mindest- 
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aufenthaltsdauer im Bundesgebiet abhängig gemacht wird. Eine 
Neuregelung soll im übrigen Vergünstigungen für solche 
jugendliche Ausländer vorsehen, die an sprachlichen und beruf- 
lichen Bildungsmaßnahmen teilgenommen haben. Dies schafft 
Anreize für eigene Integrationsanstrengungen bei einem Per- 
sonenkreis, dessen angemessene Eingliederung in Wirtschaft 
und Gesellschaft der Bundesrepublik wegen erheblicher Sprach- 
und Bildungsdefizite große Schwierigkeiten bereitet. 
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